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KURZ KOMMENTIERT

Währungspolitik

Revision des deutschen Standpunktes?

Mitte Oktober erklärte Bundeskanzler Schmidt in 
einem Interview in der Financial Times, „daß die 
sprunghaft floatenden Wechselkurse zu der ge­
genwärtigen Weltrezession beigetragen haben". 
Damit vollzog er eine Annäherung an den franzö­
sischen Standpunkt, der mit ähnlich lautender Be­
gründung eine Rückkehr zu festen Wechselkursen 
fordert. Die bisherigen Erfahrungen mit dem 
Floating unterstützen diese Auffassung jedoch 
in keiner Weise; denn die Unternehmen haben 
sehr schnell gelernt, sich der veränderten Situa­
tion anzupassen und sich gegen die mit floaten­
den Kursen verbundenen Risiken weitgehend zu 
schützen. Von einer nennenswerten Behinderung 
des Welthandels aufgrund flexibler Wechselkurse 
kann demnach keine Rede sein. Vielmehr sind 
dafür immer noch bestehende Restriktionen im 
Bereich des Handels und des Kapitalverkehrs 
verantwortlich. Die vom Kanzler geforderte „glat­
tere“ Kursentwicklung ist zwar wünschenswert 
und die Bundesbank sollte ihre bisherige Inter­
ventionspraxis überprüfen, aber ein Zusammen­
hang mit der Weltrezession ist hieraus nicht ab­
leitbar.
Zu fragen bleibt jedoch, wo die Motive für die 
deutsch-französische Annäherung zu suchen sind. 
Handelt es sich um politische Rücksichtnahme auf 
einen wichtigen EG-Partner, oder versucht die 
durch ihre Haltung zur EG-Haushaltsfrage ins 
politische Abseits geratene Bundesrepublik ihr 
europäisches Gewissen durch Konzessionen in 
der Währungspolitik zu beruhigen? Sollte diese 
Entwicklung in absehbarer Zeit zu einer Rückkehr 
zu einem Festkurssystem führen, so dürften ernst­
liche Behinderungen des Welthandels die Folge 
sein. Denn in Anbetracht der geringen Chancen 
einer internationalen Koordination und Harmoni­
sierung der Wirtschaftspolitiken bei gleichzeitig 
starken Konjunktur- und Strukturdivergenzen 
scheint eine Rückkehr zu festen Wechselkursen 
ohne erneute Währungskrisen unmöglich. ww

Rentenversicherung

Problematische Modellrechnungen

Seit 1969 ist das Bundesarbeitsministerium ver­
pflichtet, Vorausberechnungen zum finanziellen 
Status der Rentenversicherung vorzulegen. All­
jährlich kommt es aus diesem Anlaß zu wider­
sprüchlichen Lagebeurteilungen. Die Regierung

stellt gegenwärtig bewußt die langfristige Siche­
rung der Renten sowie die Konstanz der Beiträge 
bis 1979 heraus; demgegenüber halten Skeptiker 
Beitragserhöhungen bereits ein Jahr eher für 
notwendig.

Beide Versionen lassen sich an Hand der Modell­
rechnungen belegen. So bestünde kein Anlaß zur 
Sorge, wenn wir in den nächsten Jahren mit 
einem durchschnittlichen Wachstum der Löhne 
und Gehälter von 10% nominal und mit einer 
Arbeitslosenquote nicht über 2,5% rechnen könn­
ten. Allerdings reagiert das System recht emp­
findlich auf Abweichungen: Wachsen Löhne und 
Gehälter entgegen der obigen Annahme lediglich 
um 6% , so läßt der Einnahmeausfall die Reser­
ven der Rentenversicherung bereits 1978 auf den 
gesetzlich fixierten kritischen Wert von drei Mo­
natsausgaben schrumpfen.

Es wäre verfehlt, wollte man den Wert derartiger 
Projektionen etwa mit dem Hinweis auf die Un­
sicherheiten in der mittelfristigen Entwicklung 
volkswirtschaftlicher Eckdaten grundsätzlich in 
Frage stellen. Erinnert sei jedoch an die Diskus­
sion um das vorgezogene Altersruhegeld. Hier 
wurde die fatale Neigung der Politiker jeder Cou­
leur deutlich, schon heute (fiktive) Reserven zu 
verteilen, die erst noch erarbeitet werden müssen. 
Warnungen vor einer mißbräuchlichen Interpreta­
tion derartiger Rechnungen sind daher nur allzu 
berechtigt. rr

Enka-Glanzstoff

Rückschlag für die Gewerkschaften

Die zum AKZO-Konzern gehörende Enka-Glanz- 
stoff-Gruppe steckt wegen ihrer Überkapazitäten 
im Faserbereich wieder einmal in Schwierigkeiten. 
In langwierigen Verhandlungen mit dem AKZO- 
Weltkonzernausschuß strebte das Unternehmen 
daher einen Personalabbau von 6000 Arbeitskräf­
ten in den deutschen, belgischen und niederländi­
schen Werken an. Da sich keine Einigung abzeich­
nete, brach die Verwaltung die Gespräche ab und 
sprach ein „endgültiges Nein an die internationa­
len Gewerkschaften“ aus. In Zukunft sollte nur 
noch mit den zuständigen nationalen Instanzen 
verhandelt werden. Kurz darauf konnten die nie­
derländischen Betriebe eine Einigung mit dem 
dortigen Gesamtbetriebsrat erzielen.
Der „Fall“ Enka-Glanzstoff ist nicht nur ein inter­
essantes Beispiel für eine wenig erfolgreiche mit­
telfristige Unternehmensplanung. Von besonderer 
Bedeutung ist er im Hinblick auf die Perspektiven 
für die Bildung einer gewerkschaftlichen Gegen-
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macht zu den multinationalen Unternehmen. Die 
Gewerkschaften haben in ihrem Streben nach 
einer Internationalisierung der Verhandlungen 
mit den Multis einen starken Rückschlag erlitten, 
und dies in zweifacher Hinsicht: Zum einen wurde 
deutlich, daß ihnen zuwenig Rechtsmittel zur Ver­
fügung stehen, um ihre Internationalisierungs­
bestrebungen gegenüber den Unternehmen durch­
zusetzen. Auf der anderen Seite konnten die inter­
nationalen Gewerkschaften keine konstruktive 
Antwort auf die Kernfrage liefern, wie viele Ar­
beitsplätze in welchen Ländern stillgelegt werden 
sollten. Einig sind sie sich nur in der generellen 
Ablehnung von Betriebsstillegungen; eine Kon­
zeption für notwendige Anpassungsmaßnahmen 
in schlechten Zeiten haben sie dagegen nicht auf­
zuweisen. Damit fehlt ihnen jedoch eine wesent­
liche Voraussetzung für die angestrebten inter­
nationalen Verhandlungen über die Investitions­
politik multinationaler Unternehmen. ju

China

Steigendes Außenhandelsvolumen

D er Abschluß eines Schiffahrts- und Luftfahrtab­
kommens und die Errichtung einer gemischten 
Wirtschaftskommission beim Besuch von Bundes­
kanzler Schmidt in Peking dürften für die Ent­
wicklung der Außenhandelsbeziehungen zwischen 
beiden Staaten kaum eine unmittelbare spektaku­
läre Bedeutung haben. Die bereits zu beobach­
tende steigende Tendenz im deutsch-chinesischen 
Handel wird sich jedoch festigen. Der Außenhan­
delsumsatz zwischen beiden Staaten stieg 1974 
gegenüber dem Vorjahr um 30%  auf 1,5 Mrd. DM; 
damit war der deutsch-chinesische Handel aller­
dings nur um ein Drittel höher als der Außenhan­
del der Bundesrepublik mit Bulgarien, dem klein­
sten der osteuropäischen RGW-Staaten. Zwei 
Drittel der genannten Summe entfielen auf deut­
sche Lieferungen in die chinesische Volksrepublik.

Bisher war China nicht an langfristigen Krediten 
interessiert. Angesichts des steigenden Defizits 
— nach westlichen Schätzungen etwa 0,7 bis 1,0 
Mrd. $ 1974 — nimmt China nun jedoch auch ver­
stärkt Lieferantenkredite mit gestreckten Zah­
lungszielen in Anspruch. Da das Land aber nur 
das unbedingt Notwendige importiert und der 
Export in erster Linie dazu dient, Devisen für die 
Einfuhren zu beschaffen, dürften in der nächsten 
Zeit kaum sprunghafte Zuwächse bei den west­
lichen Außenhandelskrediten für China zu erwar­
ten sein. In dieser Beziehung unterscheidet sich 
China von den RGW-Ländern, deren Verschuldung 
im Westen in einem zunehmenden Maße steigt. 
Darüber hinaus ist China nicht zuletzt aufgrund 
seines Rohstoffreichtums mittelfristig durchaus in

der Lage, die Westexporte zu steigern und dar 
Handelsbilanzdefizite zu vermeiden. Mit der wa< 
senden Bedeutung Chinas als Lieferant für Rc 
Stoffe und als Bezieher westlicher Maschinen u 
Ausrüstungen könnte die gegenwärtig star 
Verhandlungsposition der Sowjetunion gege 
über westlichen Partnern wesentlich relativii 
werden.

EG-Entwicklungspolitik

Ohne Konzept

Beim Abkommen von Lomé mit 46 AKP-Staat 
und bei der 7. Sondergeneralversammlung c 
Vereinten Nationen hatten die verantwortlich 
Entwicklungspolitiker der EG-Mitgliedsländer nc 
eine von vielen Skeptikern nicht erwartete Ein 
keit demonstriert. Gleichzeitig haben sie auch u 
fangreiche finanzielle Zusagen gegenüber d 
Entwicklungsländern gemacht. Von beidem ist, 
scheint es jedenfalls, seit der Luxemburger Ra 
tagung der Minister für Entwicklungshilfe, bei c 
es um die Finanzierung der Zusagen gehen soll 
nicht mehr viel übrig geblieben.

Die Gründe für diesen Sinneswandel liegen < 
der Hand; Starke Kürzungen in den öffentlich 
Haushalten vieler EG-Mitgliedstaaten behinde 
die Finanzierung von Beiträgen zur Entwicklunt 
hilfe. Überdies stoßen gegenwärtig die Zuweisi 
gen an die EG zur Finanzierung gemeinschaf 
eher technischer und finanzieller Hilfe und < 
ständig zunehmenden Geldforderungen der G 
meinschaft nur auf ein geringes Verständnis 
der breiten Öffentlichkeit. Denn gleichzeitig w 
den in vielen EG-Staaten die nationalen Hai 
halte oftmals zu Lasten der öffentlichen Leisti 
gen im Inland zusammengestrichen. Schließl 
kann auch niemand so recht einsehen, wie < 
EG das geforderte Geld ausgeben will. So g 
es z. B. für das Abkommen von Lomé noch kei 
Durchführungsbestimmungen. Der für die Entwii 
lungspolitik zuständige EG-Kommissar Cheyss 
konnte auch noch keine Vorschläge zur Harmo 
sierung der gemeinsamen Entwicklungspoli 
einbringen.

Aus diesen Gründen war es nur allzu verstände 
daß Egon Bahr weitere finanzielle Verpflichtung 
nur eingehen wollte, wenn er sicher sein konn 
daß die EG-Mittel auch sinnvoll im Rahmen eir 
gemeinschaftlichen Entwicklungspolitik verwenc 
werden. Deshalb machte er weitere Zusagen v 
der Vorlage und von Beschlüssen über ein abç 
stimmtes Konzept abhängig. Daraus den Vorwa 
abzuleiten, daß er finanziellen Verpflichtung 
ausweichen wolle, ist eine nicht ganz überz« 
gende Argumentation. i
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